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▶▶ Aktuelle Rechtsprechung
LG Frankfurt: Mindestgebühr bei der GOZ nicht unterschreiten

| Das Landgericht Frankfurt hat am 1. Juli 2015 (Az. 2/6 O 45/15) entschieden, 
dass die Mindestgebühren (1,0-facher Satz) der GOZ bei einer Werbung für 
eine professionelle Zahnreinigung (PZR) nicht unterschritten werden dürfen. |

Ein Medizinisches Versorgungszentrum (MVZ) hatte über ein Internetportal 
Wertgutscheine für eine PZR vertrieben, deren Preis die Mindestgebühren-
spanne nach der GOZ unterschritt. Dieses Angebot stufte das Gericht als 
wettbewerbswidrig ein. Daran ändere auch die Möglichkeit einer Unter-
schreitung der Gebührenspanne nach § 2 Abs. 1 GOZ (Abweichende Verein-
barung) nichts, weil entsprechende individuelle Vereinbarungen nicht vor-
lagen. Auch die nach dem Grundgesetz geschützte Berufsausübungsfreiheit 
(§ 12 GG) lasse keine Unterschreitung der Mindestsätze nach der GOZ zu.

Kein Unterschreiten 
der Mindestsätze 
ohne entsprechende 
Vereinbarung

▶▶ Beihilfenverordnung NRW
Änderungen bei Implantatversorgungen für Beamte 

| Einige Änderungen der Beihilfenverordnung NRW für Implantatversorgun-
gen sind am 1. Januar 2016 in Kraft getreten. Es folgt ein kurzer Überblick: |

Aufwendungen für implantologische Leistungen nach Abschnitt K der GOZ 
sind für höchstens zehn Implantate pauschal mit bis zu 1.000 Euro je Implantat 
beihilfefähig. Damit sind sämtliche Kosten der Behandlung einschließlich 
notwendiger Anästhesie und der Kosten unter anderem für die Implantate 
selbst, die Implantataufbauten, die implantatbedingten Verbindungselemente, 
Implantatprovisorien und notwendige Instrumente abgegolten. Aufwendungen 
für die Suprakonstruktion sind neben dem Pauschalbetrag beihilfefähig. Vor-
handene Implantate, zu denen eine Beihilfe gewährt wurde, sind auf die 
Höchstzahl von zehn Implantaten anzurechnen. 

Bei Vorliegen der folgenden Indikationen sind notwendige und angemessene 
Aufwendungen beihilfefähig: größere Kiefer- und Gesichtsdefekte, die ihre 
Ursache in Tumoroperationen, Entzündungen des Kiefers, Operationen infolge 
großer Zysten oder Osteopathien haben, sofern keine Kontraindikation für eine 
Implantatversorgung vorliegt; dauerhaft bestehende extreme Xerostomie, 
insbesondere im Rahmen einer Tumorbehandlung; generalisierte genetische 
Nichtanlage von Zähnen; nicht willentlich beeinflussbare muskuläre Fehl-
funktion im Mund- und Gesichtsbereich (zum Beispiel Spastiken) oder zahn-
loser Ober- bzw. Unterkiefer (ohne vorhandenes Implantat).

Bei Reparaturen sind neben den Kosten für die Suprakonstruktion 400 Euro 
je Implantat beihilfefähig.

Voraussetzung für die Beihilfe ist, dass der Beihilfestelle ein Kostenvoran-
schlag vorgelegt wird und dieser aufgrund eines Gutachtens des Amtszahn-
arztes vor Behandlungsbeginn die Notwendigkeit der Maßnahme und die An-
gemessenheit der Kosten anerkannt hat. Die Kosten trägt die Beihilfestelle.
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